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14 Boris Godunow

Die Ahnengalerie  
der Tyrannen
Am 20. September eröffnen wir die neue Spielzeit mit «Boris Godunow» von 
Modest Mussorgski – einer russischen Oper über Machtintrigen und Gewaltherrschaft. 
Despotische Regierungsstrukturen haben in Russland eine lange Geschichte. 
Der Schweizer Slawist und Politologe Ulrich Schmid beleuchtet die Hintergründe  
dieser Tradition von Boris Godunow bis Wladimir Putin
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Die Ahnengalerie  Die berühmteste Regieanweisung in der russischen Theatergeschichte lautet: 
«Das Volk schweigt.» Sie steht ganz am Ende von Alexander Puschkins Drama 
Boris Godunow, als die Menge aufgefordert wird, dem neuen Herrscher zu 

huldigen. In unüberbietbarer Präzision beschreibt diese Formel das Verhältnis von 
Machthaber und Untertanen in Russland. Anders als in Westeuropa gab es in Russland 
keine nachhaltige Entwicklung eines demokratischen Staatsaufbaus mit der Sicherung 
individueller Menschenrechte. Politische Denker haben sich bereits sehr früh zur 
Architektur der Macht geäussert. Die erste Staatsideologie wurde von Abt Joseph Sanin 
von Wolokolamsk im 15. Jahrhundert entworfen. Joseph erkannte zwar die Menschen­
natur des Monarchen an, die Macht des Zaren war aus seiner Sicht aber göttlich. Für 
die Ausübung der Herrschaft gab es keine Grenzen. Joseph erlaubte sogar ausdrück­
lich Intrigen und Täuschungen, um die Orthodoxie im Zarenreich zu schützen. Der 
im 16. Jahrhundert herrschende Iwan der Schreckliche stützte seine Regentschaft auf 
diese absolutistische Konzeption. Der Zar war zwar keinem politischen Gremium 
Rechenschaft schuldig. Umso strenger fiel aber seine Abhängigkeit von der Gnade 
Gottes aus, die seinen Herrschaftsanspruch begründete. 
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16 Boris Godunow

Unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg legte der Regisseur Sergej Eisenstein mit 
dem zweiteiligen Film Iwan der Schreckliche eine filmische Parabel auf die Einsamkeit 
des absoluten Herrschers vor. Jossif Stalin erkannte sich sehr wohl in dieser historischen 
Allegorie. Am 26. Februar 1947 lud der Diktator den Regisseur und den Hauptdar­
steller in den Kreml ein, um ihnen seine Eindrücke über den Film mitzuteilen. Gönner­
haft erklärte Stalin den beiden Künstlern: «Iwan der Schreckliche war sehr grausam. 
Man darf seine Grausamkeit sehr wohl darstellen, aber man muss auch zeigen, warum 
solche Grausamkeit notwendig war. Einer von Iwans Fehlern bestand darin, dass er 
fünf Bojarenfamilien nicht ganz abgeschlachtet hat. Wenn er diese fünf Familien aus­
gelöscht hätte, dann hätte es die Zeit der Wirren später überhaupt nicht gegeben. 
Aber Iwan der Schreckliche richtete den einen oder anderen hin, bereute seine Taten 
später und betete lange. Gott störte ihn beim Regieren. Man hätte noch entschlosse­
ner vorgehen müssen …»

Wahrscheinlich war Stalins historische Spekulation zu optimistisch. Sogar wenn 
Iwan der Schreckliche ein noch grösseres Blutbad angerichtet hätte, wäre es nach 
seinem Tod zu einem Machtvakuum gekommen. In der russischen Geschichtsschrei­
bung wird das fünfzehnjährige Interregnum zu Beginn des 17. Jahrhunderts als «Zeit 
der Wirren» bezeichnet. Die Zeit zwischen dem letzten Rurikiden-Herrscher und 
dem ersten Romanow-Zaren war von Machtgerangel und Fremdherrschaft gekenn­
zeichnet. Zunächst konnte der Emporkömmling Boris Godunow (1552-1605), der 
in die Familie Iwans des Schrecklichen eingeheiratet hatte, die Regierungsgeschäfte 
an sich reissen. Später liess er sich sogar zum Zaren krönen. Seine Herrschaft wurde 
vom Verdacht überschattet, er habe den rechtmässigen Zarewitsch Dimitri umbringen 
lassen, um selbst den Thron besteigen zu können. Ob Godunow tatsächlich die Schuld 
am Tod seines minderjährigen Rivalen trägt, ist historisch nicht gesichert. Allerdings 
bot allein schon das Gerücht reiche Inspiration für zahlreiche künstlerische Bearbei­
tungen dieses Stoffes – von Alexander Puschkin bis Alexej Tolstoj und von Friedrich 
Schiller bis Volker Braun. 

Stalins rabiate Handlungsanweisung an Iwan den Schrecklichen half auch in 
seinem eigenen Fall nicht. Die Zahl der Opfer seiner Säuberungen geht zwar in die 
Millionen, dennoch konnte er sein Schreckensregime nicht etablieren. Nach Stalins 
Ableben war nicht klar, wer die Herrschaft übernehmen würde. Der ehemalige Ge­
heimdienstchef Lawrenti Beria, der Stalin an Brutalität nicht nachstand, erhob An­
spruch auf die Führung. Allerdings ging sein Plan einer deutschen Wiedervereinigung 
dem Politbüro zu weit. Beria wurde entmachtet und hingerichtet. An der Spitze von 
Partei und Staat setzte sich der unwahrscheinliche Kandidat Nikita Chruschtschow 
durch, der ursprünglich nur an fünfter Stelle der Politbüro-Hierarchie gestanden hatte. 

Es gibt eine ganze Reihe von Parallelen beim historischen Schicksal der beiden 
Tyrannen. Sowohl Iwan der Schreckliche als auch Stalin hatten ihre Erstgeborenen 
auf dem Gewissen: Iwan erschlug den Thronfolger im Streit, Stalin weigerte sich, 
seinen Sohn aus der deutschen Kriegsgefangenschaft auszulösen. Die Todesumstände 
beider Tyrannen sind nicht restlos geklärt und haben Anlass zu weitläufigen Verschwö­
rungstheorien gegeben. Schliesslich profitierte in beiden Fällen der Nachfolger vom 
Kontrast, den die eigene Politik gegenüber der alten Schreckensherrschaft markierte. 

Boris Godunow gilt seit Alexander Puschkins Drama als negative Figur in der 
russischen Geschichte. Das Image des glücklosen Zaren untermauerte der Komponist 
Mussorgski mit einem weiteren Schlag: In seiner Oper wird Godunow vom Geist des 
ermordeten Zarewitsch heimgesucht – damit erscheint seine Schuld als erwiesen. Diese 
Legende verweist auf ein zentrales Problem russischer Herrschaft: Der Zar wurde vom 
einfachen Volk aufgrund seiner dynastischen Herkunft anerkannt. Sobald diese Kette 
der Machtübergabe unterbrochen wurde, bröckelte die Legitimation des Herrschers. 
Zu Beginn des 17. Jahrhunderts profitierte die polnisch-litauische Adelsrepublik von 
der Schwäche des Zarenreichs und besetzte mit ihrer Armee Moskau. Erst gegen Ende 
des Jahres 1612 gelang es der russischen Landwehr, die Polen zu vertreiben. Seit 
2005 erinnert der «Tag der Einheit des Volkes», der immer am 4. November gefeiert 

Unsere Aufmachung  
auf der Doppelseite  
14 /15 versammelt  
russische Herrscher aus 
vierhundert Jahren:  
(von links nach rechts)  
Iwan, der Schreck- 
liche, Zar Nikolaus II.,  
Jossif Stalin, Nikita 
Chruschtschow,  
Leonid Breschnew und 
Wladimir Putin
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17Boris Godunow

wird, an dieses historische Ereignis. Präsident Putin war auf der Suche nach einem 
Ersatz für den diskreditierten Feiertag der Oktoberrevolution und schwor seine Na­
tion auf den Sieg über die polnische Besatzungsmacht ein. Dieses Ereignis markierte 
auch das Ende der «Zeit der Wirren», die bis heute als Schreckgespenst durch die 
Regierungshallen des Kremls geistert. 

Wie wichtig die dynastische Kontinuität für die Herrschaftssicherung war, zeigen 
frühe Urkunden des ersten Romanow-Zaren Michail, der sich nach der Thronbestei­
gung im Jahr 1613 als «Enkel» des Rurikiden Iwans des Schrecklichen bezeichnete. 
Die Herrschaft der Romanows, die auf die «Zeit der Wirren» folgte, sollte mehr als 
300 Jahre dauern – bis zur Februarrevolution 1917. Legitimitätskrisen gab es in 
dieser langen Zeit relativ selten, aber sie kamen vor. So gelangte Katharina die Grosse 
aufgrund einer Palastrevolte im Jahr 1762 an die Macht – ihr Ehemann, Zar Peter III., 
kam dabei unter ungeklärten Umständen ums Leben. Ebenfalls einem Putsch fiel Paul 
I. im Jahr 1801 zum Opfer. Sein Sohn, der spätere Zar Alexander I., gab sein Einver­
ständnis für das Erzwingen der Abdankung und fragte, ob denn auch Gewalt ange­
wendet werden solle. Der Anführer der Verschwörer beschied ihm darauf vieldeutig, 
dass man Eier zerschlagen müsse, wenn man ein Omelette machen wolle. Eine Ironie 
des Schicksals wollte es, dass auch nach dem Tod Alexanders I. im Jahr 1825 eine 
Zäsur in der Fortführung der Zarenherrschaft entstand. Eine Reihe junger Adliger 
setzte sich für eine republikanische Revolution ein. Allerdings scheiterte der sogenannte 
Dekabristenaufstand jämmerlich. Die Aufständischen marschierten auf dem Senatsplatz 
der Hauptstadt St. Petersburg auf und blieben dort stehen, bis sie von regierungstreuen 
Truppen verhaftet wurden. Das umstehende Volk verstand nicht einmal, was mit der 
geforderten Verfassung (russ: «konstituzija») gemeint war und feierte in seinen 
Hochrufen den regulären Thronfolger Konstantin und «seine Frau Konstituzija». 

Allerdings war nicht nur das Herrschaftsverständnis des einfachen Volkes mangel­
haft ausgebildet. Dasselbe gilt auch für die anachronistische Auffassung des Gottes­
gnadentums bei den Zaren. Noch kurz vor seiner Abdankung beschied Nikolaus II. 
dem britischen Botschafter, der ihn auf seine schwindende Popularität ansprach: 
«Meinen Sie nun, dass ich das Vertrauen meines Volks zurückgewinnen muss, oder 
meinen Sie nicht vielmehr, dass mein Volk mein Vertrauen zurückgewinnen muss?» 
Schon nach der ersten russischen Revolution von 1905 hatte Nikolaus II. seinem Volk 
nur widerwillig ein «Grundgesetz» zugestanden, in dem die Einrichtung eines Parla­
ments angekündigt wurde. Allerdings nutzte Nikolaus später jede Gelegenheit, um 
die Duma aufzulösen. In diesem Sinne war der letzte Zar der beste Komplize Lenins, 
für den die Devise «Je schlechter, desto besser» galt: Je schlechter die Bürger in das 
politische System eingebunden waren, desto besser standen die Chancen für einen 
radikalen Machtumsturz. Die «Oktoberrevolution», die später von den Sowjets mit 
tatkräftiger Hilfe des Regisseurs Eisenstein als Aufstand der empörten Massen gegen 
eine ungerechte Regierung gefeiert wurde, war jedoch in Tat und Wahrheit ein 
Staatsstreich.

Das Verhältnis von Herrschaft und Volk wurde während der Sowjetzeit nicht 
von der politischen Realität, sondern von der marxistischen Ideologie definiert. Das 
sowjetische Verständnis von «Demokratie» unterscheidet sich radikal von der aufklä­
rerischen Tradition. Schon bei Marx ist die Demokratie gerade kein Garant für die 
Ausübung politischer Bürgerrechte, sondern umgekehrt ein Unterdrückungsinstru­
ment in den Händen der kapitalistischen Ausbeuter. Bei allen Sowjetführern lässt sich 
der verzweifelte Versuch beobachten, dem Westen die angebliche Überlegenheit des 
eigenen Systems vor Augen zu führen. Besonders deutlich lässt sich das am raschen 
Wechsel der sowjetischen Verfassungen der Jahre 1918, 1924, 1936 und 1977 ablesen. 
Die erste Verfassung von 1918 wird in klarer Analogie zur französischen Deklaration 
der Menschenrechte von 1789 durch eine «Erklärung der Rechte der Werktätigen 
und Ausgebeuteten» eröffnet. Als Staatsform etabliert sie explizit eine «Diktatur des 
Proletariats», die kommissarisch von der Kommunistischen Partei ausgeübt wird. Ihr 
politisches Mandat bezogen die bolschewistischen Herrscher gerade nicht aus einer 
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18 Boris Godunow

demokratischen Wahl, sondern aus den ehernen Gesetzen der marxistischen Geschichts­
philosophie. Im berühmten «Kurzen Lehrgang», an dem Stalin höchstpersönlich in 
den dreissiger Jahren mitgeschrieben hat, kann man diesen umfassenden Wahrheits­
anspruch nachlesen: «Die Kraft der marxistisch-leninistischen Theorie besteht darin, 
dass sie der Partei die Möglichkeit gibt, sich in der jeweiligen Situation zu orientieren, 
den inneren Zusammenhang der um sie herum geschehenden Ereignisse zu verstehen, 
den Gang der Ereignisse vorauszusehen, und nicht nur zu erkennen, wie und wohin 
sich die Ereignisse gegenwärtig entwickeln, sondern auch, wie und wohin sie sich 
künftig entwickeln müssen.» Dieses überbordende Selbstbewusstsein wurde in der 
Stalin-Verfassung von 1936 kodifiziert. Sie schützte das Eigentum und sah auch ein 
Erbrecht vor. Auch die Rede-, Presse- und Versammlungsfreiheit war auf dem Papier 
garantiert, allerdings mit dem entscheidenden Zusatz «in Übereinstimmung mit den 
Interessen der Werktätigen und zur Festigung der sozialistischen Ordnung». Sogar 
ein Recht auf Erholung wurde verbrieft. In der Breschnew-Verfassung von 1977 kommt 
das Wort «Demokratie» konsequenterweise nicht in Reinform vor. Entweder ist von 
«wahrer Demokratie» oder von «demokratischem Zentralismus» die Rede. In beiden 
Fällen verweisen die Formulierungen auf den Anspruch der Partei, den Willen des 
Volkes besser als das Volk selbst verstehen und umsetzen zu können. 

Die jahrzehntelange Gängelung der Sowjetbürger zog ein «schweigendes Volk» 
in Puschkins Sinne heran. Die neunziger Jahre waren von einem erbitterten Kampf 
um die Staatsmacht geprägt. Boris Jelzin, der Held bei der Abwehr des Moskauer 
August-Putsches von 1991, entwickelte sich zu einem aufgedunsenen Alkoholiker, 
der auf Pressekonferenzen auch schon mal Deutschland und Japan als Atommächte 
bezeichnete und sich am Schluss kaum mehr selbst auf den Beinen halten konnte. 
Seine Wiederwahl als Präsident im Jahr 1996 kam nur aufgrund von ausgeklügelten 
«Polittechnologien» zustande, weil man um jeden Preis seinen kommunistischen 
Rivalen ausschalten wollte. Der Oppositionspolitiker Alexej Nawalny unterstützte 
damals die Beeinflussung der Öffentlichkeit zugunsten von Jelzin. Im Rückblick be­
urteilt er sein Verhalten jedoch selbstkritisch: Nawalny glaubt heute, dass ein kommu­
nistischer Präsident in einer überschaubaren Amtszeit von vier Jahren wenig Schaden 
hätte anrichten können. Viel schlimmer sei die nachhaltige Diskreditierung der de­
mokratischen Institutionen, von der das System Putin bis heute profitiere. 

Wladimir Putin wurde 1999 von Boris Jelzin selbst auf den Schild gehoben. 
Seither regiert Putin aus offiziellen und inoffiziellen Positionen das Land mit eiserner 
Hand. Lange Zeit genoss er hohe Zustimmungsraten, die nach der Annexion der 
Krim im Jahr 2014 sogar durch die Decke schossen. Bis vor kurzem beruhte der 
Gesellschaftsvertrag in Russland auf der Losung: «Enrichissez-vous, mais ne vous 
indignez pas!» (Bereichern Sie sich, ohne sich zu beschweren!) Soziologische Langzeit­
untersuchungen zeigen, dass in der gesamten Ära Putin jeweils nur gerade zwei bis 
fünf Prozent der Befragten glauben, einen Einfluss auf die Situation im Land zu 
haben. Mittlerweile ist der Führung im Kreml ebenfalls klar, dass ihr sorgfältig kon­
struiertes Modell der «gelenkten Demokratie» nicht nachhaltig funktioniert. Die 
Verfassungsreform, über die am 1. Juli 2020 abgestimmt wurde, will deshalb in Russ­
land ein «einheitliches System der öffentlichen Herrschaft» etablieren. Der Deal besteht 
darin, dass die politische Teilhabe der russischen Staatsbürger auf das Vertragsverhält­
nis einer Sozialversicherung reduziert wird: Die Verfassung garantiert neu einen 
Mindestlohn und indexiert die Renten. Dafür wird alle politische Macht an ein straff 
zentralisiertes Verwaltungssystem delegiert. Eine Ironie des Schicksals will es, dass 
die Kampagne für die Verfassungsreform ausgerechnet mit Alexander Puschkins Kopf 
warb: Das russische Volk schwieg sich mit fast 78 Prozent Zustimmung für die Bei­
behaltung des Systems Putin aus. 
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